
  

Anzug betreffend Förderung der politischen Partizipation von Migrant/innen 
auf Quartierebene 
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36% der Bevölkerung in Basel-Stadt hat keinen Schweizer Pass und verfügt deshalb über keine formalen 
politischen Rechte. In den Quartieren Rosental, Matthäus und Klybeck hat mehr als die Hälfte der Bevölkerung 
keine politischen Rechte, in den Quartieren Clara und .Kleinhüningen sind es fast die Hälfte. 

Gerade auf Quartierebene sind die Voraussetzungen für eine niederschwellige Partizipation und die politische 
Integration von Migranten/innen gut. Die politische Teilhabe am Quartierleben und der Quartierentwicklung 
können damit einen entscheidenden Anstoss für die Partizipation der Migranten/innen im demokratischen Leben 
geben. Gleichzeitig bedarf das in der Kantonsverfassung verankerte Mitwirkungsrecht der Quartierbevölkerung 
(§55) einen stärkeren Einbezug der Bewohner/innen ohne Schweizer Pass und ihre Bedürfnisse und Anliegen. 

Eine besondere Chance zur besseren Wahrnehmung der Partizipationsmöglichkeiten bietet die Vernetzung durch 
persönliche Kontakte. Es braucht daher eine Strategie und ein gezieltesProgramm, um Migranten/innen in jedem 
Quartier systematisch zu erreichen und zur politischen Integration zu motivieren. Eine Möglichkeit wäre die 
Lancierung eines Projekts "Bezugspersonen für Neuzuzüger/innen" im Rahmen der Quartierarbeit 2020. 
Quartierbewohner/innen könnten als lntegrationspartner/innen dienen und neu zugezogenen Menschen 
Kenntnisse über das Leben im Quartier und Möglichkeiten zum Engagement und Mitwirkung zu vermitteln. 

Die Unterzeichnenden bitten den Regierungsrat deshalb, ein Programm zur Verbesserung der Partizipation von 
Migranten/innen an Entwicklungen in ihrem Quartier zu lancieren und das Modell "Bezugspersonen für 
Neuzuzüger" zu prüfen. 
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